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A. Problem 

Das Bundeskabinett hat am 2. März 1994 den Bau der Trans- 
rapidstrecke Berlin-Hamburg beschlossen. Mit der Magnet- 
schwebebahnverbindung in dieser Relation wird eine leistungs- 
fähige und umweltfreundhche Verbindung geschaffen, die dem 
verkehrspohtischen Ziel der Verlagerung des Verkehrs von der 
Straße, Schiene und aus der Luft auf diesen Verkehrsträger Rech- 
nung trägt. Mit dem Bau einer Referenzstrecke soll zuglei<:h der 
hohe Technologievorsprung der deutschen Industrie unter Beweis 
gestellt und der Wirtschaftsstandort Deutschland gesichert wer- 
den. 

Zusammen mit dem bereits in Kraft getretenen Magnetschwebe- 
bahnplanungsgesetz wird durch diese Gesetzentwürfe ein umfas- 
sender Ordnungsrahmen geschaffen, der einerseits für die oben 
genannte Referenzstrecke Planungs-, Bau- und Betriebssicherheit 
gewährleistet, andererseits über die Referenzstrecke hinaus gene- 
rell jedermann den rechtlichen Rahmen für den möghchen Ein- 
satz dieses neuen Verkehrsträgers vorgibt. 


B, Lösung 

Schaffung eines Allgemeinen Magnetschwebebahngesetzes, das 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Betrieb von Ma- 
gnetschwebebahnen regelt, sowie eines Magnetschwebebahn- 
bedarf sgesetzes, das den Bedarf für die Strecke Berlin-Hamburg 
verbindhch feststellt. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD fordert die Einbindung der Schienenver- 
bindung Hamburg-Berhn in das europäische ICE-Hochgeschwin- 
digkeitsnetz. Eine rein privatwirtschafthch finanzierte, kürzere 
Transrapid-Demonstrationsstrecke sollte nicht in Konkurrenz zu 
einer ICE-Strecke stehen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht keinen Bedarf 
für den Bau der Magnetschwebebahnverbindung zwischen Ham- 
burg und Berhn. Sie fordert daher, die Planungen für eine ICE- 
Verbindung Hamburg-Berlin aufzunehmen und die Vorberei- 
tungsmaßnahmen für den Bau einer Magnetschwebebahnverbin- 
dung zwischen Hamburg und Berlin einzustellen. 

Die Gruppe der PDS fordert, im Rahmen eines ergebnisoffenen 
Planfeststellungsverfahrens für den Ausbau der Strecke Ham- 
burg-Berlin Alternativen zum Einsatz einer Magnetschwebebahn 
zu prüfen. 
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D. Kosten 

In Anlehnung an das Finanzierungskonzept vom 6. Dezember 
1993, das Grundlage des Kabinettsbeschlusses vom 2. März 1994 
war, sind für den Bau des Fahrwegs aus Haushaltsmitteln des 
Bundes 5,6 Mrd. DM erforderlich (kalkulierte Kosten, Preisstand 
1993). 

Die Gesetzentwürfe haben keine Auswirkimgen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau. Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten 
belastet. 

Lediglich das Eisenbahn-Bundesamt als Aufsichts- und Geneh- 
migungsbehörde für Magnetschwebebahnen benötigt drei zu- 
sätzliche Stellen. Mehraufwendungen durch erhöhten Personal- 
aufwand im Eisenbahn-Bundesamt können durch Einnahmen aus 
Gebühren ausgeglichen werden, die dem Planungsträger bzw. 
dem Betreiber von Magnetschwebebahnen aufzuerlegen sind. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf - Drucksache 13/3103 - unverändert anzu- 
nehmen, 

2. den Gesetzentwurf - Drucksache 13/3104 - mit folgenden 
Änderungen anzunehmen: 

a) § 8 wird wie folgt geändert; 

aa) Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

„Das Magnetschwebebahnuntemehmen ist verpflich- 
tet, daran mitzuwirken, daß 

1. für die Beförderung von Personen, die sich auf 
anschließende Eisenbahnen des öffentlichen Ver- 
kehrs erstreckt, direkte Abfertigung eingerichtet 
wird, 

2. im Personenverkehr durchgehende Tarife auf gestellt 
werden. " 

bb) In Absatz 3 Satz 3 wird in Nummer 1 am Ende das Kom- 
ma durch das Wort „oder" ersetzt. 

b) In § 14 wird nach Absatz 18 folgender Absatz 19 angefügt: 

,(19) In § 43 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes werden nach dem Wort „Eisenbahnen" ein Komma 
und das Wort „Magnetschwebebahnen" eingefügt.', 

3. den Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/3056 - abzu- 
lehnen, 

4. den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/2573 - abzulehnen, 

5. den Antrag der Gruppe der PDS - Drucksache 13/2570 - abzu- 
lehnen, 

6. die Gesetzentwürfe - Drucksachen 13/2345 und 13/2346 - für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 6. Mai 1996 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Werner Kuhn 

Vorsitzender Berichterstatter 

Rainder Steenblock 

Berichterstatter 


Elke Ferner 

Berichterstatterin 

Horst Friedrich 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Werner Kuhn, Elke Ferner, Rainder Steenblock, 
Horst Friedrich 


A. Allgemeiner Teil 

L Zum Beratungsverfahren 

1. Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 13/2345 in seiner 61. Sitzung am 
12. Oktober 1995 und den inhaltsgleichen Gesetz- 
entwurf auf Drucksache 12/3103 in seiner 77. Sit- 
zung am 7. Dezember 1995 federführend an den 
Ausschuß für Verkehr und mitberatend an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und an den Haushaltsausschuß (und 
gemäß § 96 GO-BT) überwiesen. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 13/2346 in seiner 61. Sitzung am 
12. Oktober 1995 und den inhaltsgleichen Gesetz- 
entwurf auf Drucksache 13/3104 in seiner 77. Sit- 
zung am 7. Dezember 1995 federführend an den 
Ausschuß für Verkehr und mitberatend an den 
Rechtsausschuß, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit und den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 61. Sitzung 
am 12. Oktober 1995 den Antrag auf Drucksache 
13/2570 federführend an den Ausschuß für Ver- 
kehr und mitberatend an den Rechtsausschuß, 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit und den Haushalts ausschuß sowie 
den Antrag auf Drucksache 13/2573 federführend 
an den Ausschuß für Verkehr und mitberatend an 
den Finanzausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft, 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, den Ausschuß für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung, Technologie und Technikfol- 
genabschätzung sowie nachträgüch in seiner 
98. Sitzung am 18. April 1996 an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Ferner hat er in seiner 
71. Sitzung am 23, November 1995 den Antrag auf 
Drucksache 13/3056 federführend an den Aus- 
schuß für Verkehr und mitberatend an den Aus- 
schuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, den Ausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung und den Haus- 
haltsausschuß überwiesen. 

2. Der Haushaltsausschuß hat den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/2345 am 12. Oktober 1995 beraten 
und mehrheitlich mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und zwei Stimmen der Fraktion der 
SPD gegen die übrigen Stimmen der Fraktion der 
SPD und die Stinunen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe der 
PDS empfohlen, ihm zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat die Gesetzentwürfe auf Druck- 


sache 13/2345 und auf Drucksache 13/3103 am 
13. März 1996 beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS empfoh- 
len, ihnen zuzustimmen. 

3. Der Haushaltsausschuß hat den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 13/2346 am 12. Oktober 1995 beraten 
und mehrheithch mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und der Fraktion der SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
und bei. Abwesenheit der Gruppe der PDS emp- 
fohlen, ihm zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/2346 am 
29. November 1995 beraten und mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FD.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 
Einstimmig wurde vom Ausschuß beschlossen, daß 
ein barrierefreier Zutritt für Behinderte gewährlei- 
stet werden soll. Er hat zudem den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 13/3104 am 28. Februar 1996 bera- 
ten und davon abgesehen, ein Votum zu dem Ge- 
setzentwurf insgesamt abzugeben, und wiederum 
empfohlen, sicherzustellen, daß ein barrierefreier 
Zutritt für Behinderte gewährleistet wird. 

Der Rechtsausschuß hat die Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 13/2346 und 13/3104 am 6. März 
1996 beraten und mehrheitlich mit den Stimmen 
der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ihre 
Annahme empfohlen. Ebenso hat der Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit am 
13. März 1996 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS ihre Annahme empfohlen. 

4. Zum Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/3056 gingen folgende Stellungnahmen ein: Der 
Ausschuß für Wirtschaft hat am 13. März 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS empfohlen, 
ihn abzulehnen. Der Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit hat am 13. Mäi^z 
1996 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD bei Enthaltimg der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS empfoh- 
len, ihn abzulehnen. Der Ausschuß für Bildung, 
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Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung hat am 13. März 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. Der Haushaltsausschuß 
hat am 17. April 1996 mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU, der F.D.P., zwei Abgeordne- 
ten der Fraktion der SPD sowie der Gruppe der 
PDS gegen die übrigen Stimmen der Fraktion 
der SPD und bei Enthaltung der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 

5. Zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 13/2573 gingen folgen- 
de Stellungnahmen ein: Der Finanzausschuß hat 
am 28. Februar 1996 auf ein Mitberatungsvotum 

. verzichtet, da eine Zuständigkeit für ihn nicht er- 
sichtlich sei. Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 
13. März 1996 nüt den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Gruppe der PDS empfohlen, ihn abzulehnen. 
•Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat am 13. März 1996 mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS sowie bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD empfoh- 
len, ihn abzulehnen. Der Ausschuß für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung hat am 13. März 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD emp- 
fohlen, ihn abzulehnen. Der Haushaltsausschuß 
hat am 17. April 1996 nüt den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. und teilweise nüt 
Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung der 
übrigen Stimmen der Fraktion der SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS empfohlen, ihn abzuleh- 
nen. 

6. Zum Antrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/2570 gingen folgende Stellungnahmen ein: Der 
Haushaltsausschuß hat den Antrag am 26. Oktober 

1995 beraten und mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen bei Abwesenheit der Fraktionen der 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Grup- 
pe der PDS empfohlen, ihn abzulehnen. Der 
Rechtsausschuß hat den Antrag am 6. März 1996 
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, ihn abzu- 
lehnen. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit hat den Antrag am 13. März 

1996 beraten und nüt den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS sowie bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD empfohlen, ihn abzulehnen. 


7. Der Haushaltsausschuß hat sich am 13. März 1996 
aufgrund einer Empfehlung des Rechnungsprü- 
fungsausschusses, die auf einen Bericht des Bun- 
desrechnungshofes gemäß § 88 Abs. 2 BHO zu- 
rückging, erneut mit der Thematik befaßt und von 
der Bundesregierung eine Stellungnahme zu einer 
Reihe von Fragen erbeten. Zugleich bat er den 
federführenden Ausschuß für Verkehr, die Bera- 
tungen zu den Magnetschwebebahn-Vorlagen bis 
zur Vorlage des Berichts nicht abzuschließen. Der 
Bericht der Bundesregienmg ging am 12. Aprü 1996 
dem Haushalts- und dem Verkehrsausschuß zu. Dar- 
aufhin hat der Haushaltsausschuß die Thematik 
am 17. Aprü 1996 abschheßend beraten und sein 
zustimmendes Votum zu den Gesetzentwürfen vom 
12. Oktober 1995 nicht revidiert. Seinen Bericht 
gemäß § 96 GO-BT wird er gesondert vorlegen. 


II. Zum Inhalt der Vorlagen 

Die Entwürfe des Magnetschwebebahnbedarfsgeset- 
zes (Drucksachen 13/2345 und 13/3103) dienen der 
Umsetzung eines Beschlusses des Bundeskabinetts 
vom 2. März 1994, eine Transrapidstrecke Berhn- 
Hamburg zu bauen. Die Streckenführung war im 
Zusammenhang nüt dem Bericht über das Finanzie- 
rungskonzept der Magnetschwebebahnverbindung 
Berhn-Hämburg (Transrapid) ausführhch beraten 
worden. Mit der Magnetschwebebahnverbindung in 
dieser Relation soll eine leistungsfähige und um- 
weltfreundliche Verbindung zur Bewältigung des 
Verkehrswachstums geschaffen werdenf sie soll dazu 
beitragen, den Verkehr von der Straße und aus der 
Luft auf diesen neuen Verkehrsträger zu verlagern 
sowie Verkehr von den Schienenwegen zu überneh- 
men. Danüt sollen Fahrplantrassen frei werden, die 
für den langsameren Personenverkehr und Güterver- 
kehr genutzt werden können. Der Bau dieser Strecke 
ist eingebunden in den Bundesverkehrswegeplan '92; 
es wurde ausdrücklich auf den Bau einer Eisenbahn- 
Hochgeschwindigkeitsstrecke als Alternative ver- 
zichtet. Die Antragsteller halten den Transrapid aus 
verkehrspolitischer Sicht für eine sinnvolle Ergän- 
zung des Verkehrssystems, die als weltweit führen- 
de, neue Technologie einen Beitrag zur Sicherung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland tiefere. Die ge- 
setzlichen Grundlagen für das formelle Planungsver- 
fahren und den Betrieb wurden durch das Magnet- 
schwebebahnplanungsgesetz sowie das (zugleich als 
Entwurf vorgelegte) Allgemeine Magnetschwebe- 
bahngesetz geschaffen. Mit der gesetzlichen Be- 
darf sregelung soll der Transrapid den Verkehrsträ- 
gern Straße (Fernstraßenausbaugesetz) und Schiene 
(Bundesschienenwegeausbaugesetz) gleichgestellt 
werden; diese Gesetze sind neben dem Entwurf des 
Bedarfsgesetzes wichtige Bausteine zur Verfahrens- 
beschleunigung. Der Bedarf für eine Weiterführung 
der Strecke imd für weitere Vorhaben wird durch das 
Gesetz nicht ausgeschlossen. - Durch § 1 soll für die 
Magnetschwebebahn eine Bedarfsregelung mit Ge- 
setzeskraft für die Relation Berlin-Hamburg über 
Schwerin geschaffen werden, wobei der Bedarfshal- 
tepunkt bei Schwerin der Anbindung dieses Raumes 
dienen soll. Mit der Bedarfsfeststellung soll sicherge- 
stellt werden, daß im Planfeststellungsverfahren nur 
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noch über die Art und Weise der Ausführung ent- 
schieden wird, da der Bedarf durch die getroffene 
Regelung vom Gesetzgeber verbindlich festgestellt 
ist. § 2 soll deutlich machen, daß es sich um eine neue 
Form der Zusammenarbeit zwischen privatem und 
öffentlichem Kapital im Bereich der Infrastruktur 
handelt. Die Vereinbarung soll rechtzeitig vor Baube- 
ginn abgeschlossen werden und die gegenseitigen 
finanziellen Verpflichtungen zwischen allen beteilig- 
ten Projektträgem regeln. 

Die Entwürfe des Allgemeinen Magnetschwebe- 
bahngesetzes (AMbG) (Drucksachen 13/2346 und 
13/3104) sollen (generell) die gesetzlichen Gmnd- 
lagen für das formelle Planungsverfahren und den 
Betrieb der Magnetschwebebahnen schaffen. Der 
Gesetzentwurf lehnt sich an das Allgemeine Eisen- 
bahngesetz (AEG) an, ändert dies aber insoweit, als 
es für den besonderen Anwendungsfall der Magnet- 
schwebebahn notwendig ist. Das Gesetz greift 
Entscheidungen zur Beteiligung des Bundes bzw. 
von Bundesunternehmen an einem Magnetschwebe - 
bahnuntemehmen nicht vor. Hinsichtlich der Detail- 
vorschriften wird auf die Begründung der Gesetzent- 
würfe verwiesen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD (Drucksache 
13/3056) geht davon aus, daß verkehrspolitisch für 
die Transrapidstrecke Hamburg-Berhn kein Bedarf 
besteht. Sie wäre nach Auffassung der Antragsteller 
auf Dauer im europäischen Hochgeschwindigkeits- 
schienennetz eine inkompatible Insellösung und da- 
mit ein Fremdkörper. Verkehrspolitisches Ziel müsse 
es sein, die Gesamtfahrzeit im System zu optimieren. 
Da der Transrapid nicht für Gütertransporte genutzt 
werden könne, gebe es nicht - wie in allen euro- 
päischen Staaten üblich - eine effiziente Ausnutzung 
des Hochgeschwindigkeitsnetzes. Für die Deutsche 
Bahn AG wäre der Transrapid eine große Belastung. 
Die Antragsteller verweisen dazu auf verschiedene 
Ausführungen in einer früheren Ausschußanhörung 
(18. Mai 1994), wo u. a. ausgeführt worden sei, daß 
die DB AG ihre erforderliche Beteiligung an der Be- 
triebsgesellschaft mit 300 Mio. DM an die Bedingung 
einer ausreichenden finanziellen Kompensation ge- 
knüpft habe, ferner die DB AG auf dieser Strecke 
von einem attraktiven Angebot ab gehalten werde 
und zudem mit einer Konkurrenz auf der Schienen- 
strecke Hamburg-Berhn durch ausländische Anbie- 
ter zu rechnen sei. Die Antragsteller fordern daher 
die Bundesregierung auf sicherzustellen, daß die 
Schienenverbindung Hamburg-Berlin spätestens bis 
2005 in das europäische ICE -Hochgeschwindigkeits- 
netz eingebunden wird, daß bis zum Vorliegen einer 
vergleichenden Kosten-Nutzen-Analyse alle Vor- 
bereitungsmaßnahmen für den Bau der Magnet- 
schwebebahnstrecke Berlin-Hamburg einschheßhch 
der Bundesmittel für die Transrapid-Planungsgesell- 
schaft eingestellt werden, daß als Demonstrations- 
strecke eine deutlich kürzere Anwendungsstrecke 
gewählt wird, die nicht in Konkurrenz zu einer ICE- 
Strecke steht, und daß andererseits für den Fall, daß 
die Bundesregierung am schienenparallelen Ausbau 
einer Fernverkehrsstrecke für den Transrapid fest- 
halte, verschiedene Bedingungen erfüllt sein müß- 
ten, nämlich u. a. höchste Priorität für die privatwirt- 


schaftliche Finanzierung - oder anderenfalls keine 
Privilegierung der Transrapid-Investitionen vor den 
übrigen Verkehrsinfrastrukturinvestitionen -, ferner 
Heraushalten der Deutschen Bahn AG und des Bun- 
deshaushalts aus allen Kosten- und Marktrisiken der 
Transrapid-Referenzstrecke. Vorrangiges verkehrs- 
und industriepohtisches Ziel bleibe der Ausbau eines 
leistungsfähigen, voll kompatiblen, gesamteuropäi- 
schen Hochgeschwindigkeits-Schienennetzes unter 
Einschluß der Strecke Berlin-Hamburg und ein ver- 
stärkter Einsatz des ICE in diesem Netz (mit den 
erforderhchen technischen Maßnahmen). Es müsse 
auch ein die Finanzierung umfassendes, weltweites 
Vermarktungskonzept für den ICE geschaffen wer- 
den. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Drucksache 13/2573) geht davon aus, daß es keinen 
Bedarf für den Bau der Magnetschebebahnverbin- 
dung zwischen Hamburg und Berlin gibt. Es handele 
sich bei der Magnetschwebebahn um ein Verkehrs- 
system, das mit keinem anderen Verkehrssystem in 
Europa kompatibel sei und damit nicht das von der 
EU geforderte Kriterium der Interoperabilität für das 
europäische Hochgeschwindigkeitsnetz erfülle. Alle 
Verkehrsprognosen für den Transrapid seien außer- 
ordenthch fragwürdig. Hinzu kämen große Schwie- 
rigkeiten bei der Anfahrt der Fahrzeuge zu den Ein- 
stiegspunkten in den Ballungsräumen Hamburg und 
Berlin. Der rechnerische Fahrzeitvorteil der Trans- 
rapid-Verbindung von Hamburg-Hbf zum Berliner 
Westkreuz betrage nur ca. zwanzig Minuten gegen- 
über einer möglichen ICE -Verbindung vom Haupt- 
bahnhof in Hamburg zum Lehrter Bahnhof in Berhn; 
dieser Vorteil gehe aber durch das Umsteigen - ins- 
besondere in Berlin - wieder verloren. Zudem sei das 
Ziel der Bundesregierung, den Transrapid bis in die 
Innenstädte von Hamburg und Berlin zu führen, 
ein städtebauliches Desaster und unrealistisch. Da 
die Transrapidverbindung als zusätzhches Verkehrs- 
system geplant sei und alle anderen Verkehrs- 
systeme bestehen blieben, sei der Flächenverbrauch 
für den Transrapid ein zusätzlicher Flächenverbrauch 
und die Lärmemission eine zusäzthche Lärmemis- 
sion. Letztere liege bei einem Vorbeifahrpegel von 
400 km/h im Vergleich zum 250 km/h schnellen ICE 
erheblich über derjenigen der Rad-Schiene-Technik. 
Wegen der Finanzspielräume beim Ausbau der Ver- 
kehrsinfrastruktur komme es zu einer immer stärke- 
ren Konkurrenz zwischen den einzelnen Verkehrs- 
trägern, wobei die Bundesregierung den Straßenbau 
zu Lasten der Schiene bevorzuge und die Finanzie- 
rung des Transrapid wahrscheinlich im Verkehrs- 
haushalt voll zu Lasten des Schienenausbaus gehen 
werde. Um die Umweltbelastungen wirksam zu ver- 
ringern, wären aber kapazitätserhöhende Maßnah- 
men zum Ausbau der Eisenbahnverbindungen gebo- 
ten. Nach Auffassung der Antragsteller birgt zudem 
das Finanzierungskonzept für den Bau der Magnet- 
schwebebahn unverantworthche Risiken und Bela- 
stungen für den Haushalt des Bundes. Die Bundes- 
regierung habe nicht nur die finanziellen Lasten für 
den Fahrweg (9 Mrd. DM nach Preisstand 1993) 
übernommen, sondern sich auch verpfhchtet, das 
Betriebsrisiko einer noch zu gründenden privaten 
Betreibergesellschaft in weiten Teilen zu überneh- 
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men. Die Kosten würden am Ende weit über den bis- 
her im Haushalt veranschlagten 5,6 Mrd. DM hegen. 

Die Folge würden Kürzimgen in aUen Investitions- 
haushalten sein. Zudem beruhten die bisher vorge- 
legten Wirts chafthchkeitsberechnungen auf vöUig 
unreahstischen Annahmen. Auch die Exportchancen 
einer Magnetschwebebahn seien mehr als ungewiß. 
Die Antragsteller fordern daher die Bundesregierung 
auf, unverzüglich Planungen für eine kostengünstige 
ICE -Verbindung Hamburg-Berlin aufzunehmen und 
dabei neben der Trasse über Büchen-Wittenberge 
insbesondere auch eine möghche Streckenführung 
über Uelzen-Stendal zu prüfen, für alle Varianten 
vergleichbare Kosten-Nutzen-Berechnungen vorzu- 
legen und bis dahin alle Vorbereitungsmaßnahmen 
für den Bau einer Magnetschwebebahnverbindung 
zwischen Hamburg imd Berhn einzustellen. 

Der Antrag der Gruppe der PDS (Drucksache 
13/2570) fordert die Bundesregierung auf, im Rah- 
men eines ergebnisoffenen PlanfeststeUungsverfah- 
rens für den Ausbau der Strecke Hamburg-Berlin 
Alternativen zum Einsatz einer Magnetschwebebahn 
zu prüfen. Dabei soUten realistische Aussagen vorge- 
legt werden zur Fahrgas tentwicklung, zu den Aus- 
wirkungen auf Reisezeit und Kosten bei einer ICE- 
Verbindung über Uelzen-Stendal bzw. bei einem 
Einsatz von Neigetechnik oder bei einer ICE-Verbin- 
dung über Wittenberge, ferner zu den Konsequenzen 
für die Erweiterung der Kapazitäten im Regional- 
und Güterverkehr nach Modernisierung der Strecke 
Hamburg-Berlin auf der Basis herkömmhcher Rad- 
Schiene -Technik. Es solle die Bundesregierung Stel- 
lung nehmen zu verschiedenen in der Anhörung vom 
18. Mai 1994 vorgelegten Kritikpunkten. Danach sei 
die geplante Verbindung die in ökonomischer sowie 
ökologischer Hinsicht schlechteste Lösung; der 
Ausbau einer ICE-Strecke Hamburg-Berlin über Uel- 
zen-Stendal würde nur 800 Mio. DM gegenüber 
5,6 Mrd. DM für den Transrapid kosten, da vorhan- 
dene Strecken teilweise genutzt werden könnten; 
der Ausbau einer zweiten Hochgeschwindigkeits- 
strecke würde mit einer Neu- und Ausbaustrecke 
über Wittenberge 2,4 Mrd. DM und bei einer Aus- 
baustrecke für Neigezüge 1,1 Mrd. DM kosten; zu 
der rechnerischen Fahrzeit zwischen Hamburg-Hbf. 
und Berlin Westkreuz von 49 Minuten kämen weitere 
22 Minuten Reisezeit für das Erreichen der Zentral- 
bahnhöfe, bei Einführung von Zwischenhaltepunk- 
ten eine weitere Verlängerung von elf Minuten, die 
alternativ vorgeschlagenen Züge würden demgegen- 
über nur zwischen 82 und 97 Minuten benötigen; 
auch im Hinbhck auf den Energieverbrauch falle die 
Bilanz eindeutig für den schienengebundenen Ver- 
kehr aus. 


IIL Zu den Beratungen im Ausschuß 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner 20. Sitzung 
am 29, November 1995 die Vorlagen beraten und 
beschlossen, eine öffentüche Anhörung zu dem 
Themenkomplex „Magnetschwebebahn“ durchzu- 
führen. Sie fand in der 24. Sitzung am 7. Februar 
1996 statt. Angehört wurden 20 Sachverständige, die 
als Experten für spezielle Sachgebiete oder als Ver- 


treter von Institutionen, Verbänden oder von Unter- 
nehmen, die am Transrapid beteiligt sind, eingeladen 
worden waren. Auf die Ergebnisse der Anhörung 
wird, soweit erforderhch, im folgenden eingegangen. 
Im übrigen sei auf den Wortlaut des Protokolls ver- 
wiesen. Der Ausschuß konnte zudem auf die Stel- 
lungnahmen und Anhörungsprotokolle von Anhö- 
rungen zum gleichen Thema aus den Jahren 1990 
und 1994 zurückgreifen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Gesetzentwürfe 
und die Anträge in seiner 29, Sitzxmg am 24. April 
1996 abschheßend beraten. Die Gesetzentwürfe auf 
den Drucksachen 13/3103 und 13/3104 wurden mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS angenommen. Die Gesetzentwürfe auf den 
Drucksachen 13/2435 und 13/2436 wurden für erle- 
digt erklärt. 

Die Anträge auf den Drucksachen 13/2570 und 
13/2573 wurden mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS abgelehnt. Der Antrag auf Drucksache 
13/3056 wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
und der Gruppe der PDS gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD abgelehnt. 

B. Besonderer Teil 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner Sitzung am 
24. April 1996 zunächst eine ausführliche General- 
debatte geführt. Dabei stand im Mittelpunkt die Fra- 
ge, ob eine Transrapidverbindung Berlin-Hamburg 
gebaut werden soll, inhaltüch also im wesentlichen 
der Entwurf des Magnetschwebebahnbedarfsgeset- 
zes sowie die sich dazu^kritisch äußernden Fraktions- 
anträge. 

1. Entwurf eines Magnetschwebebahnbedarfs- 
gesetzes (Drucksache 13/3103) 

Der Ausschuß für Verkehr legte seinen Beratungen 
den Regierungsentwurf, Drucksache 13/3103, zu- 
grunde und hat am Ende den gleichlautenden Koaü- 
tionsentwurf, Drucksache 13/2345, für erledigt er- 
klärt. 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und F.D.P. erläu- 
terten bei der Gesetzesberatung im wesentlichen die 
Begründung des Gesetzentwurfs (s. II.). Sie fügten - 
auch unter Auswertung der Ausschußanhörung vom 
7. Februar 1996 und in Erwiderung auf die Ausfüh- 
rungen der Oppositionsfraktionen - folgendes hinzu. 

Es gehe darum, mit Mut und Risikobereitschaft eine 
Zukunftstechnologie zur Anwendxmg zu bringen, die 
weltweit führend sei, bei der man einen deuthchen 
Zeitvorsprung habe und für deren Erforschung und 
Entwicklung man erhebüche Fördermittel eingesetzt 
habe. Die Opposition, die von einer neuen Technolo- 
gie „Vollkasko“ verlange und übernächste Fragen 
stelle, praktiziere eine Form von Fundamentalopposi- 
tion. Man stimme dem früheren Bundeskanzler Hel- 
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mut Schmidt, der dieses Projekt mitinitiiert habe, zu, 
der erklärt habe, man brauche oberhalb der Rad- 
Schiene-Technologie eine Weiterentwicklung. Dem- 
gegenüber wolle die Fraktion der SPD aus dem Pro- 
jekt eine Art Vorortbahn machen, Schmidt habe 
nüt Recht gefordert, die schhmme deutsche Tech- 
nikfeindlichkeit - von der Gentechnik bis zum 
Transrapid - zu überwinden, da sie Deutschland im 
Wettbewerb auf den Weltmärkten eine viel größere 
Arbeitslosigkeit bescheren könne. Man müsse nach 
Auffassung der Koalitionsfraktionen die vorhandene 
Verkehrsnachfrage optimal erfüllen, zumal es un- 
streitig für den Bereich der Ballungsräume Ham- 
burg-Berhn ein erhebhches Verkehrsaufkommen ge- 
ben werde, das in Zukunft weiter zunehmen werde. 
Man müsse auch berücksichtigen, daß attraktive 
Angebote, beispielsweise im ICE -Verkehr, häufig zu 
einem wesenthch höheren Marktanteil führten. Auch 
unter den Gesichtspunkten Energieverwendung, 
Lärmerzeugung, Abgaserzeugung, Landschafts ver- 
brauch, Trennung oder Bewahrung der natürlichen 
Oberflächenbewässerung sowie der Möglichkeit des 
freien Transfers von Menschen und Tieren werde 
hier die Verkehrsnachfrage zu hervorragenden Be- 
dingungen befriedigt. Für den Kunden werde ein 
angenehmes, komfortables und sehr schnelles Ver- 
kehrsmittel geschaffen. Man müsse die weltweit 
beste technische Lösung nutzen und der deutschen 
Industrie und der Beschäftigung damit einen Zeitvor- 
teil sichern. Alle Fragen der Verkehrs Verknüpfung 
heßen sich betriebhch, baulich und technisch lösen. 
Man müsse nicht immer eine identische Technologie 
nutzen, sondern müsse eine intelligente Verknüp- 
fung an den Schnittstellen zwischen den verschiede- 
nen Verkehrsträgern ermöglichen. Die DB AG sei 
Mitglied der Planungsgesellschaft und beabsichtige, 
Mitghed der Betriebsgesellschaft zu werden. Sie 
plane, die Betriebsführung zu 100% durchzuführen. 
Folglich habe die DB AG im Netz und in der Bedie- 
nungsqualität sowie der Tarif gestaltung alle Einfluß - 
möghchkeiten, aber auch alle Chancen, den ökono- 
mischen Nutzen dieser Technologie für ihre Kasse 
nutzbar zu machen. Darüber hinaus müsse man die 
Ordnungspolitik durch das System der Private-Pub- 
lic-Partnership glaubwürdig weit er entwickeln. Die 
Infrastruktur solle in staatlicher Verantwortung be- 
trieben werden, nicht aber die Betriebsführung. Dies 
entspreche auch der Phüosophie der Bahmeform so- 
wie der europäischen Bahnpolitik. Weil man privates 
Risikokapital in der Betriebsführung habe, sei mit 
einem ökonomischen Erfolg zu rechnen. Man könne 
davon ausgehen, daß bei 9,7 Mio. Reisenden pro Jahr 
- die tatsächlichen Prognosen seien zwar unter- 
schiedlich, gingen aber durchweg von einem höhe- 
ren Wert aus - der break even erreicht sei, d. h., daß 
bei einer größeren Fahrgastzahl ein Gewinn eintre- 
ten werde. Folghch werde der Bund über das 
Nutzungsentgelt I, nämlich die Abschreibung für Ab- 
nutzungen und der öffentlichen Investitionen in den 
Fahrweg, die notwendigen Mittel bereits in der 
Kasse haben. Über das Nutzungsentgelt II werde 
man sogar die Kapitalrückführung an den Staat 
ermöglichen; dies sei heute bei keinem anderen Ver- 
kehrsträger möglich. Politisch gehe es letztlich um 
die Frage, wer das moderne, zukunftszugewandte 
Deutschland verkörpere. Die Haltung der SPD zum 


Transrapid sei imklar, da es unterschiedhche Auffas- 
sungen zwischen SPD -Politikern in Bund und Län- 
dern gebe. 

Die Fraktion der F.D.P. betonte ergänzend, nüt einer 
Wirtschafthchkeit des Transrapid sei selbst dann zu 
rechnen, wenn nur die von den Kritikern behaupte- 
ten Fahrgastprognosen eintreffen würden. Es sei 
nicht nachvollziehbar, daß viele Kritiker des Trans- 
rapid auch den Neubau einer ICE-Strecke ablehnten. 
Man müsse dem Privatinvestor eine Sicherheit ge- 
ben; daher müsse man das Bedarfsgesetz verabschie- 
den, damit die Planfeststellung durchgeführt werden 
könne. Im übrigen habe auch der Haushaltsausschuß 
die Haushaltsauswirkungen geprüft und dem Ge- 
setzentwurf zugestimmt. 

Die Fraktion der SPD wiederholte zur Begründung 
für die Ablehnung des Bedarfsgesetzes im wesent- 
lichen die Ausführungen in ihrem Antrag auf Druck- 
sache 13/3056 (s. 11.) . Darüber hinaus brachte sie fol- 
gende Argumente. 

Es sei bedenklich, daß man ein Projekt verabschie- 
den wolle, obwohl man die haushaltsrechtlichen 
Auswirkungen der Planungen für die Zukunft nicht 
annähernd beziffern könne und obwohl in der der- 
zeitigen dramatischen Haushaltstage zweistellige 
Milliardenbeträge fehlten. Angesichts der von der 
Bundesregierung vorgesehenen Einsparmaßnahmen 
in vielen Bereichen sei es eine Verhöhnung der 
Steuerzahler, einerseits denen, die ohnehin zu wenig 
zum Leben hätten, in die Tasche zu greifen, und 
andererseits ein neues Milliardengrab zu schaffen, 
dessen Auswirkungen auf die künftigen Bundes- 
haushalte nicht abschätzbar sei. Bedenklich sei auch, 
daß das Bedarfsgesetz - anders als das Bundesschie- 
nenwegeausbaugesetz und das Fernstraßenausbau- 
gesetz - keinen Haushalts Vorbehalt sowie keine 
Regelung über die Abstimmung mit anderen Ver- 
kehrsträgern enthalte. Bei der Transrapid-Finan- 
zierungsvereinbarung, die man noch nicht im einzel- 
nen kenne, tue die Bundesregierung so, als sei das 
Geld dafür vorhanden und brauche man keinen 
Haushaltsvorbehalt. Unter Bezugnahme auf Ausfüh- 
rungen insbesondere des Sachverständigen Prof. 
Dr. Wieland in der Ausschußanhörung vom 7. Februar 
1996 gehe die Fraktion der SPD davon aus, daß das 
Gesetz offenkundig verfassungswidrig sei. Zum 
einen gebe es finanzverfassungsrechtliche Beden- 
ken. Zum anderen sei § 2 des Bedarfsgesetzes 
eine reine Blankettnorm. Aus verfassungsrechtlichen 
Gründen müsse die Abgrenzung zwischen den Kom- 
petenzen des Parlaments und der Exekutive dem Par- 
lament die wesentlichen Entscheidungen Vorbehal- 
ten. Man dürfe also nicht der Bundesregierung 
die Finanzierungsvereinbarung überlassen, sondern 
müsse die Grundstrukturen der Vereinbarung in das 
Gesetz aufnehmen. Es sei auch noch unklar, wer die 
Verknüpfungskosten zu tragen habe. Vermuthch 
kämen hohe Belastungen auf Hamburg, Berlin und 
Schwerin zu; die betroffenen Länder würden dies im 
Bundesrat aber nicht hinnehmen. Die Kostenschät- 
zungen seien zu vage und gingen noch davon aus, 
daß es keinen Haltepunkt Schwerin gebe; auch die 
Verlängerung in die Innenstadt von Berhn sei noch 
nicht berücksichtigt. Bei den Fahrwegkosten müsse 
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man inzwischen mit ca. 7,4 Mrd. DM rechnen; in 
dem Bericht vom Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) und Bundesministerium für Verkehr (BMV) 
an den Haushaltsausschuß werde dagegen hinsicht- 
lich der Refinanzierung noch von 5,6 Mrd. DM aus- 
gegangen. Dieser Bericht äußere sich auch nicht zu 
der berechtigten Forderung des Bundesrechnungs- 
hofs (BRH) auf Begrenzung des Haushaltsrisikos des 
Bundes zu Lasten der Industrie, die nach Auffassung 
des BRH nur ein sehr geringes Risiko trage. Voraus- 
setzung für eine Entscheidung sei auch eine Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung und eine Erklärung aller 
Beteiligten, daß sie unter diesen Bedingungen bereit 
seien, in das Projekt einzusteigen. Die geplanten 
Kürzungen der Investitionskosten - knapp 60 % im 
Einzelplan 12 und etwas über 40 % bei anderen inve- 
stiven Haushalten - liefen auf Kürzungen im Ver- 
kehrsbereich, also bei Straßen, Schienen oder Was- 
serstraßen, sowie in anderen Investitionsbereichen 
wie Wohnungsbau, Hochschulbau oder Regionalför- 
derung hinaus. Wenn die DB AG jetzt gezwungen 
werde, auf der Strecke Hamburg-Schwerin auf den 
Regionalverkehr zurückzugehen und auf Geschäfts- 
einnahmen zu verzichten, ohne einen Ausgleich zu 
erhalten, und die Bahnbeteiligung am Transrapid 
eher zu Verlusten als zu Gewinnen führen werde, ge- 
fährde man den Erfolg der Bahnreform. Die Progno- 
sezahlen für das Fahrgastaufkommen aus dem Bun- 
desverkehrswegeplan seien völlig überhöht, weil so- 
wohl die wirtschaftliche Entwicklung als auch die 
Bevölkerungsentwicklung in Berlin anders verlaufen 
seien als angenommen und sich auch viele andere 
Ausgangspunkte der Prognose verändert hätten. 
Auch das Arbeitsplatzargument sei nicht zutreffend, 
da der gleiche Effekt erzielt würde, wenn man das 
gleiche Investitionsvolumen in andere Bahnprojekte 
auf dieser Strecke stecken würde. Zudem würden 
sich die Auswirkungen der geplanten Transrapid- 
Baumaßnahmen im wesentlichen in den Bereichen 
Berlin und Hamburg und weniger im Bereich Meck- 
lenburg-Vorpommern ergeben. Eine kürzere Refe- 
renzstrecke sei sowohl vom finanziellen Aufwand als 
auch vom Planungsaufwand her sowie mit Blick auf 
einen eventuellen wirtschaftlichen Mißerfolg leichter 
handhabbar als die Strecke Berlin-Hamburg. Damit 
könne man zudem die langfristigen Exportchancen 
unterstützen. Es sei fraglich, ob sich irgendein aus- 
ländischer Investor für den Transrapid interessieren 
werde, wenn sich diese Technik offenkundig nicht 
rechne, zumal selbst der hervorragende ICE derzeit 
nicht zu vermarkten sei. Unbestritten habe zwar die 
Magnetschwebebahn Vorteile im Energieverbrauch 
sowie bei der Geräuschentwicklung im unteren Ge- 
schwindigkeitsbereich. Man sollte aber überlegen, 
ob man dies nicht eher im schnellen Nahverkehr in 
Ballungsräumen nutzen sollte, wo ein U-Bahn-Bau 
die einzige Alternative wäre und deshalb eher eine 
Wirtschaftlichkeit und Exportchancen der Magnet- 
schwebebahn denkbar seien. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatte im 
Ausschuß u. a. beantragt, die Gesetzesberatungen 
nicht am 24. April 1996 abzuschließen, sondern die 
Diskussion lediglich als Zwischenbericht aufzufas- 
sen. Es gebe noch keine belastbaren Daten hinsicht- 
lich der Investitionskosten. Eine umfassende Wirt- 


schaftlichkeitsberechnung werde erst im Herbst 1996 
vorliegen. Zudem gebe es widersprüchliche Aus- 
sagen zu der Kostentragung bei den Anschlußkosten. 
Einige Beteiligte seien ausgestiegen oder verhielten 
sich vorsichtig. Zudem müsse das Ergebnis einer von 
der DB AG in Auftrag gegebenen Feldstudie abge- 
wartet werden. Voraussetzung für eine abschließen- 
de Beschlußfassung seien eine umfassende Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung, ein mit der Industrie ab- 
gestimmtes Finanzierungskonzept, ein Haushaltsvor- 
behalt - mit dem Finanzrisiken für den Bund ausge- 
schlossen würden -, eine Klärung hinsichtlich der 
Nutzungsentgelte bei Ausfall durch die Betreiber- 
gesellschaft, ein abschließender Prüfungsbericht des 
BRH, eine verbindhche Regelung der Anschlußkosten, 
eine Klärung, daß das Projekt nicht zu Lasten der an- 
deren Schienenprojekte gehe, sowie eine Ausräu- 
mung der verfassungsrechtlichen Bedenken. Der An- 
trag wurde vom Ausschuß mit den Stimmen der Ko- 
alitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
abgelehnt. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
führte ferner aus, man habe in dem Bericht der Bun- 
desregierung vom April 1996 wieder die überholten 
Daten aus einem Finanzierungskonzept von 1993 
aufgeführt. Auch verschiedene andere Kritikpunkte 
des BRH seien nicht befriedigend beantwortet wor- 
den. Der BRH habe verlangt, die überzogenen Er- 
tragserwartungen zurückzunehmen. Auch die Stel- 
lungnahme zu den Fahrgastprognosen sei auswei- 
chend. Da die Bundesregierung die Wirtschaftlich- 
keitsrechnung erst Ende 1996 fortschreiben wolle, 
werde dem Parlament eine Entscheidung ohne aktu- 
elle Datenlage zugemutet. Es gebe keine zwingen- 
den verkehr swirtschaftlichen Gründe für den Bau ei- 
ner Magnetschwebebahn zwischen Hamburg und 
Berlin. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN for- 
dere daher, Alternativen ernsthaft zu prüfen. Denk- 
bar seien der Ausbau der bestehenden nördlichen 
oder südlichen Verbindung zwischen Hamburg und 
Berlin. Beispielsweise würde man auf der Strecke 
über Uelzen und Stendal nur einen Teil der vorhan- 
denen Strecke ausbauen müssen, wenn man eine 
ICE- Verbindung schaffen wollte. 

Die Gruppe der PDS verwies zur Begründung für ihre 
Ablehnung auf ihren Antrag Drucksache 13/2570 
und führte zusätzlich folgendes aus. Verfahrensmä- 
ßig sei es der Stil des unaufgeklärten Absolutismus, 
wenn man durch Gesetz feststelle, ein Bedarf - hier 
für die Transrapid-Strecke Hamburg-Berhn - sei vor- 
handen. Für einen attraktiven Schienenverkehr 
komme es nicht auf die Spitzengeschwindigkeit, son- 
dern auf die Netzgeschwindigkeit an. Man müsse 
beim Transrapid mit ähnlichen Fehlentwicklungen 
wie beim Eurotunnel rechnen, nämlich mit einer star- 
ken Erhöhung der geplanten Kosten, mit einem Ver- 
kehrsaufkommen, das weit unter den Schätzungen 
hege, sowie mit einer Überbürdung der Kosten auf 
den Staat, wenn die Prognosen nicht eintreffen soll- 
ten. Gerade vor dem Hintergrund der derzeit laufen- 
den Sparprogramme sei dies der Bevölkerung nicht 
zu vermitteln. Die Gruppe der PDS fordere, ergebnis- 
offen Alternativen zum Einsatz einer Magnetschwe- 
bebahn zu prüfen. Zusätzlich brachte die Gruppe der 
PDS einen Entschließungsantrag ein, in dem sie sich 
u. a. auf den verkehrspolitischen Sprecher der CDU- 


10 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4527 


Landtagsfraktion in Sachsen bezog, der gefordert ha- 
be, das Transrapid-Projekt komplett zugunsten ost- 
deutscher Bauprojekte einzustellen. Verschiedene 
Rahmenbedingungen seien mehrfach - u. a. in der 
Anhörung - in Frage gestellt worden. Die für die 
Wirtschaftlichkeit fest eingeplante Prognose einer 
Verfünffachung des Fahrgastaufkommens werde 
selbst von denjenigen für unrealistisch gehalten, die 
zunächst vergleichbare Prognosen aufgestellt hätten. 
Man sollte daher die Gesetzentwürfe der Koalition 
ablehnen sowie die Bundesregierung auffordern, die 
freiwerdenden Mittel für eine Politik der Verkehrs- 
wende (Reduktion von Verkehr, Verlagerung verblei- 
benden Verkehrs auf die Schiene) und für die Förde- 
rung von Bahnprojekten in den neuen Bundeslän- 
dern zu verwenden. 

Beide PDS-Anträge fanden keine Mehrheit im Aus- 
schuß. 

Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr wie- 
sen abschließend darauf hin, daß inzwischen süd- 
ostasiatische Staaten ernsthaftes Interesse an der 
Transrapid-Technik gezeigt hätten. Man habe selbst- 
verständlich bei der Aufstellung des Bundesver- 
kehrswegeplans 1992 auch sorgfältig alle Alterna- 
tiven geprüft. Man habe in diesen Plan bewußt keine 
zusätzliche ICE-Strecke eingesetzt, da man den 
Transrapid habe verwirklichen wollen. Bei einer ICE- 
Strecke sei eine Anbindung von Schwerin nicht mög- 
lich. Die Transrapid-Planung bringe also einen er- 
heblichen Vorsprung für die Gesamtregion Schwerin. 
Zudem müßten die vorhandenen Strecken im Falle 
eines Ausbaus auf ICE-Standard in so erheblichem 
Umfang ausgebaut werden, daß die Kosten etwa 
denen der Transrapid-Strecke entsprechen würden. 
Gerade bei dem erwähnten Eurotunnel sei der Fehler 
gemacht worden, der jetzt von verschiedenen Abge- 
ordneten verlangt werde, nämlich ohne Gesetze zu 
planen. Die Bundesregierung wolle demgegenüber 
erst die Gesetze schaffen, dann das Planungsverfah- 
ren und unter Berücksichtigung einer neuen Pro- 
gnose die Wirtschaf thchkeitsuntersuchung durchfüh- 
ren. Trotz des Bedarfsplangesetzes behalte das Parla- 
ment die letzte Entscheidung, da es in den Folgejah- 
ren die notwendigen Haushaltsmittel bewilligen 
müßte. Hinsichtlich der Finanzierungsvereinbarung 
gehe man weiter als in den bisherigen Gesetzen. Die 
Industrie zahle die gesamte Betriebseinrichtung und 
in Höhe der Abschreibungen des Fahrwegs das Nut- 
zurigsentgelt; die Investitionen für den Fahrweg wür- 
den so refinanziert, und die Operatorkosten würden 
übernommen. Es würden sowohl direkt wie auch 
indirekt viele Arbeitsplätze geschaffen. Ende 1996 
werde man eine neue Fahrgastprognose erstellen, 
auch unter Berücksichtigung einer Tarif durchbin- 
dung. Im Raumordnungsverfahren würden die 
Anforderungen an die Trasse genauer definiert wer- 
den. Gemeinsam mit der Industrie und den Banken 
werde man dann eine neue Wirtschaftlichkeitsunter- 
suchung erstellen. Man habe vor, diese Unterlagen 
Anfang 1997 dem Bundeskabinett als Grundlage für 
weitere Entscheidungen vorzulegen. 

In der Einzelabstimmung über den Gesetzentwurf 
Drucksache 13/3103 lagen zu § 1 und § 3 keine Wort- 
meldungen vor; insoweit wird auf die Begründung 


des Gesetzentwurfs verwiesen. Zu § 2 wurde der Vor- 
schlag des Bundesrates (Klarstellung, daß die Be- 
triebslasten nicht aus öffentlichen Mitteln zu 
finanzieren sind), dem sich die Bundesregierung 
nicht angeschlossen hatte, nicht übernommen; § 2 
wurde in der Fassung des Regierungsentwurfs mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen angenommen. 

In der Schluß abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS angenommen. 

2. Entwurf eines Allgemeinen Magnetschwebe- 
bahngesetzes (AMbG) (Drucksache 13/3104) 

Auch hier legte der Verkehrsausschuß den Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zugrunde und erklärte 
anschließend den gleichlautenden Koalitionsentwurf 
(Drucksache 13/2346) für erledigt. Eine Generalaus- 
sprache fand nicht statt. Die Fraktion der SPD er- 
klärte allerdings, sie werde ihr Ab stimmungs verhal- 
ten über den Gesetzentwurf im ganzen davon ab- 
hängig machen, ob und inwieweit der Ausschüß die 
von ihr vorgelegten Änderungsanträge akzeptieren 
werde. 

In der Einzelabstimmung wurde über jene Paragra- 
phen nicht abgestimmt, zu denen weder Änderungs- 
anträge aus dem Ausschuß noch Änderungsvorschlä- 
ge des Bundesrates Vorlagen; insoweit wird auf die 
Begründung des Gesetzentwurfes verwiesen. 

Die Fraktion der SPÜ beantragte, den Titel des Ge- 
setzes zu ändern in „Allgemeines Magnetschnell- 
bahngesetz". Nach ihrer Auffassung sei es nach der 
Ausschußanhörung ungeklärt geblieben, ob das 
Nahverkehrsmittel M-Bahn, das derzeit in Braun- 
schweig erprobt werden solle, als Magnetschwebe- 
bahn im Sinne des AMbG angesehen werden könne. 
Bei der M-Bahn werde im Antrieb die Rad- und 
Schwebetechnik kombiniert; man sollte deshalb den 
Titel „Allgemeines Magnetschnellbahngesetz" wäh- 
len, da es dann eindeutig für das Nahverkehrsmit- 
tel M-Bahn nicht mehr anwendbar wäre. Der Antrag 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Ent- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
abgelehnt. 

§ 4 wurde in der Fassung des Regierungsentwurfs - 
also ohne die Bundesratsvorschläge - mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Oppositionsfraktionen angenommen. 

Die Fraktion der SPD beantragte, einen neuen § 6a 
„Getrennte Rechnungsführung" einzufügen: 

rr§6a 

Getrennte Rechnungsführung 

Magnetschwebebahnuntemehmen, die sowohl 
Magnetschwebebahn- Verkehrsleistungen erbringen 
als auch eine Magnetschwebebahninfrastruktur be- 
treiben, haben in ihrer Rechnungsführung beide Be- 
reiche zu trennen. Eine Überleitung von Subventio- 
nen von einem Bereich zum anderen ist unzulässig. 
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Die Beachtung dieses Verbotes muß in der Rech- 
nungsführung beider Bereiche zum Ausdruck kom- 
men. 

Zur Begründimg hatte die Fraktion darauf hingewie- 
sen, daß sich aus einer EU-Richtlinie ein Verbot des 
Transfers von Finanzmitteln zwischen Transport- 
bereich und Infrastruktur ergebe. Damit solle unter 
dem Gesichtspunkt der Wettbewerbs -.und Chancen- 
gleichheit in einem zugangsfreien Markt für spur- 
gebundene Verkehrsleistungen jede Art von Subven- 
tionen zvdschen beiden Bereichen und damit Diskri- 
minierungen Dritter und Wettbewerbsverzerrungen 
vermieden werden. Der Antrag wurde mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Zu § 7 beantragte die Fraktion der SPD einen neuen 
Absatz 2: 

„(2) Die leichte, hindemisfreie Zugänglichkeit 
zu den Anlagen und Fahrzeugen der Magnet- 
schwebebahn für alle Fahrgäste, einschheßhch sol- 
cher mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, muß sicher- 
gestellt werden. " 

Sprecher der Koalitionsfraktionen sowie des Bundes- 
ministeriums für Verkehr wiesen darauf hin, daß die 
Bundesregierung bereits verbindlich zugesagt habe, 
dem Anliegen in der Bau- und Betriebsordnung zu 
entsprechen. Daher wurde der Antrag mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Gruppe PDS bei Enthal- 
tung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abge- 
lehnt. 

Die Fraktion der SPD beantragte, einen neuen § 7a 
einzufügen: 

„§7a 

Stillegimg von Magnetschwebebahn- 
Infrastruktureinrichtungen 

(1) Beabsichtigt ein Magnetschwebebahnunter- 
nehmen die dauernde Einstellung des Betriebs 
einer Strecke, eines für die Betriebsabwicklung 
wichtigen Bahnhofs oder die deutüche Verringe- 
rung der Kapazität einer Strecke, so hat es dies bei 
der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beantragen. 
Dabei hat es darzulegen, daß ihm der Betrieb der 
Infrastruktureinrichtung nicht mehr zugemutet 
werden kann und Verhandlungen mit Dritten, 
denen ein Angebot für die Übernahme der Iiifra- 
struktureinrichtungen zu in diesem Bereich übh- 
chen Bedingungen gemacht wurde, erfolglos 
gebheben sind. Bei den Übemahmeangeboten an 
Dritte sind Vorleistungen angemessen zu berück- 
sichtigen. 

(2) Die zuständige Aufsichtsbehörde hat über 
den Antrag unter Berücksichtigung verkehrhcher 
und Wirts chafthcher Kriterien innerhalb von drei 
Monaten zu entscheiden. Das Eisenbahnbundes- 
amt entscheidet im Benehmen mit der zuständigen 
Landesbehörde. Bis zur Entscheidung hat das 
Unternehmen den Betrieb der Magnetschwebe- 
bahninfrastruktur aufrechtzuerhalten. 


' (3) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die zu- 
ständige Aufsichtsbehörde innerhalb der in Ab- 
satz 2 bestimmten Frist nicht entschieden hat. Ver- 
sagt sie die Genehmigung nach Maßgabe des 
Absatzes 2, so hat sie dem Magnetschwebebahn- 
Infrastrukturuntemehmen die aus der Versagung 
entstehenden Kosten einschheßhch der kalkula- 
torischen Kosten zu ersetzen; die Zahlungsver- 
pflichtung trifft das Land, wenn die von der Landes- 
behörde im Rahmen des Benehmens vorgetrage- 
nen Gründe für die Ablehnung maßgebend waren. 

(4) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 2 nicht vor, ist die Genehmigung zu versagen. 

(5) Eine Versagung nach Maßgabe des Ab- 
satzes 2 ist nur für einen Zeitraum von einem Jahr 
möghch; danach gilt die Genehmigimg als erteilt. " 

Zur Begründung hatte die Fraktion der SPD darauf 
hingewiesen, daß man wie im § 11 des AUgemei- 
nen Eisenbahngesetzes Vorsorge für den FaU der 
StiUegung von Eisenbahnstrecken treffen müsse, 
wenn im EinzehaU eine dauernde Fortsetzung des 
Betriebes der Betreibergesellschaft nicht mehr zu- 
mutbar erscheine. Der Antrag wurde mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS bei Ent- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab- 
gelehnt. 

Zu § 8 beantragte die Fraktion der SPD die Ergän- 
zimg des Absatzes 1 um folgenden Text: 

„Das Magnetschwebebahnunternehmen ist ver- 
pfhchtet, daran mitzuwirken, daß 

1. für die Beförderung von Personen, die sich auf 
anschließende Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs erstreckt, direkte Abfertigung einge- 
richtet wird, 

2. im Personenverkehr durchgehende Tarife auf- 
gesteUt werden. " 

Damit soUten die einschlägigen Bestimmungen des 
§ 12 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes übernom- 
men werden. Der Antrag wurde mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und F.D.P bei 
Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS angenommen. 

§ 8 Abs. 3 Satz 2 wurde in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs - also ohne Berücksichtigung des 
Bundesratsvorschlags - mit den Stimmen der Koah- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositions- 
fraktionen angenommen. 

§ 8 Abs. 3 Satz 3 wurde in der Fassung der Gegen- 
äußerung der Bundesregierung zugestimmt, so daß 
entsprechend dem Bunde sratsvorschlag in Nummer 1 
am Ende das Komma durch das Wort „oder" ersetzt 
wird. Dieser Fassung stimmten die Koahtionsfrak- 
tionen bei Enthaltung der Oppositionsfraktionen zu. 

Die Fraktion der SPD beantragte einen neuen § 8 a: 

„§8a 

Anschluß an Eisenbahnen 

(1) Jede Magnetschwebebahn hat öff entheben 
Eisenbahnen mit Sitz in der Bundesrepubhk 
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Deutschland den Anschluß an ihre Magnetschwe- 
bebahninfrastruktur unter billiger Regelung der 
Bedingungen und der Kosten zu gestatten. 

(2) Im Falle der Niqhteinigung über die Bedin- 
gungen des Anschlusses sowie über die Angemes- 
senheit der Kosten entscheidet, wenn eine Eisen- 
bahn des Bundes beteüigt ist, das Eisenbahnbun- 
desamt, in den übrigen Fällen die zuständige Lan- 
desbehörde. “ 

Zur Begründung wurde vorgetragen, die Verteüung 
der Kosten für die sog. Verknüpfungskosten mit 
anderen Verkehrsträgern werde durch den Entwurf 
des AMbG nicht geregelt. Man müsse jedoch vermei- 
den, daß aUe Beteiligten vor vollendete Tatsachen 
gestellt würden, mit denen sie schheßlich finanziell 
überfordert wären. Zur Regelung der Kostenvertei- 
lung sollte man daher auf die einschlägige Regelung 
in § 13 AEG Bezug nehmen. Die Fraktion der CDU/ 
CSU erwiderte, technisch und faktisch sei eine Ver- 
knüpfung von Gleis und Gleis nicht möglich. Der 
Antrag auf Einfügung des § 8a wurde daraufhin mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltimg der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gnip- 
pe der PDS abgelehnt. 

Die Fraktion der SPD beantragte, § 10 Abs. 1 ein- 
gangs wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Zur Sicherstellung der leichten, hindernis- 
freien Zugänglichkeit für die Fahrgäste zu den 
Anlagen und Fahrzeugen der Magnetschwebe- 
bahnen, zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Ordnung im Magnetschwebebahnverkehr ..." 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und der Gruppe der PDS abgelehnt. Im übrigen 
wurde § 10 ohne die Vorschläge des Bundesrates 
in der Fassung des Regierungsentwurfs mit den 
Stimmen der Koahtionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Fraktion der SPD bei Enthaltung der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS angenommen. Ebenso wurden die §§11 und 12 
mehrheitlich in der Fassung des Regierungsentwurfs 
angenommen, und zwar jeweils mit den Stimmen der 
Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi- 
tionsfraktionen. 

§ 14 wurde in der Fassung der Gegenäußerung der 
Bundesregierung angenommen, also einschheßhch 


des vom Bundesrat vorgeschlagenen neuen Absat- 
zes 19: 

„(19) In § 43 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes wird nach dem Wort „Eisenbah- 
nen" ein Komma und das Wort „Magnetschwebe- 
bahnen" eingefügt." 

Dieser Fassung stinunten die Fraktionen von CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS zu. 

In der Schlußabstimmung wurde der Gesetzentwurf 
Drucksache 13/3104 in der geänderten Fassung mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS angenommen. 

Auf eine Einzelberatung der Fraktionsanträge wurde 
verzichtet, da die Argumente bereits in der Gene- 
raldebatte ausgetauscht waren. 

3. Anträge 

Der Antrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/2570 wurde mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 13/2573 wurde mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/3056 wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
sowie der Gruppe der PDS gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD abgelehnt. 

Der oben erwähnte Entschheßungsantrag der Grup- 
pe der PDS wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
abgelehnt. \ 

Der Ausschuß empfahl dem Petitionsausschuß, zu 
den eingereichten Petitionen im Sinne der obigen 
Beschlußempfehlungen zu entscheiden. 


Bonn, den 6. Mai 1996 


Werner Kuhn 

Berichterstatter 


Elke Ferner 

Berichterstatterin 


Rainder .Steenblock 

Berichterstatter 


Horst Friedrich 

Berichterstatter 
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